
7 Gesetze aus dem BMG vom Deutschen Bundestag beschlossen 
20 Verordnungen verkündet
30 Berichterstattergespräche

468 Schriftliche Fragen | 94 Kleine Anfragen | 93 mündliche Fragen  

Arzneimittel-Lieferengpassbekämpfungs- und Versorgungsverbesserungsgesetz
• Stärkung der Versorgungssicherheit – insbesondere für Kinder
• Lockerung der Preisregeln für Kinderarzneimittel
• Erhöhte verbindliche Bevorratungspflichten von Arzneimitteln
• Vereinfachung der Austauschregeln für Apotheken, wenn Arzneimittel nicht verfügbar
• Frühzeitige Erkennung und Verhinderung drohender Versorgungsengpässe
• Diversifizierung von Lieferketten 
• Stärkung der EU als Produktionsstandort für Arzneimittel durch Berücksichtigung von 

Antibiotika mit Wirkstoffproduktion in der EU bzw. dem EWR bei Ausschreibungen

Bilanz 2023 

Pflegeunterstützungs- und Entlastungsgesetz 
• Erhöhung des Pflegegeldes sowie der ambulanten Pflegesachleistungsbeträge
• Erhöhung der Leistungszuschläge für Pflegende Angehörige ab Pflegegrad 2
• Gemeinsamen Jahresbetrag für Verhinderungs- und Kurzzeitpflege

Pflegestudium-Stärkungsgesetz 
• Erhöhung der Attraktivität durch modernde hochschulische Pflegeausbildung
• Ausbildungsvergütung für Studierende 
• Beschleunigte Gewinnung von ausländischen Fachkräften 

Gesundheitsdatennutzungsgesetz
• Bessere Rahmenbedingungen für die Forschung mit Gesundheitsdaten unter hohen 

Datenschutzstandards und dezentraler Datenhaltung
• Schaffung einer zentralen Datenzugangs- und Koordinierungsstelle zur Verwendung von 

Gesundheitsdaten & Weiterentwicklung des Forschungsdatenzentrums
• Einführung eines Forschungsgeheimnisses bei der Nutzung von Gesundheitsdaten 

Digital-Gesetz
• Elektronische Patientenakte ab 2025 für alle Versicherten
• E-Rezept ab 2024 als verbindlicher Standard in der Arzneimittelversorgung
• Mehr Videosprechstunden ohne Mengenbegrenzung und auch in der Psychotherapie
• Assistierte Telemedizin in Apotheken     
• Stärkere Integration digitaler Gesundheitsanwendungen  
• Mehr Cybersicherheit im Gesundheits-und Pflegewesen durch klare und transparente 

Anforderungen an die Leistungserbringer und Krankenkassen
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Gesetz zur Errichtung einer Stiftung Unabhängige Patientenberatung Deutschland (UPD)
• Verstetigung durch Stiftung zur unabhängigen Erfüllung des Beratungsangebots 
• Enge Einbindung der Patientenorganisationen
• Regionale Informations- und Beratungszentren für niedrigschwellige Beratung 

Krankenhaustransparenzgesetz   
• Mehr Transparenz über die Qualität der Krankenhäuser durch ein Onlineverzeichnis
• Laienverständliche Darstellung des stationären Leistungsgeschehens 
• Grundlage für informierte Entscheidungen 



Krankenhausreform
• Sicherung und Steigerung der Behandlungsqualität durch mehr Spezialisierung 
• Entökonomisierung durch neue Vergütungssystematik (Vorhaltevergütung) 
• Entbürokratisierung des Systems für mehr Behandlungszeit 
• Systematische Krankenhausplanung durch die Länder auf Basis von Leistungsgruppen

Medizinforschungsgesetz
• Bessere Rahmenbedingungen für die forschende Pharmaindustrie 
• Schnellere und bürokratieärmere Beantragung von Studien   

Versorgungsgesetz II 
• Verbesserung der ambulanten psychotherapeutischen Versorgung
• Direktzugang Heilmittelerbringer
• Künstliche Befruchtung und Kryokonservierung
• Direktabrechnung für Kinder und Jugendliche in der PKV
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Weitere Gesetze (in Vorbereitung)  
• Entbürokratisierungsgesetz
• Pflegekompetenzgesetz 
• Apothekenreformgesetz 
• Gesetz für ein diverses, inklusives und barrierefreies Gesundheitswesen
• Gesetz zur Verbesserung der Früherkennung und Versorgung von 

Herz-Kreislauf-Erkrankungen

• Patientenrechtegesetz 
• Cannabisgesetz

Notfallreform    
• (Digitale) Vernetzung der Rettungsleitstelen 112 und KV-Terminservicestellen 116117 

als Leitstellen für Ersteinschätzung 
• Aufbau von integrierten Notfallzentren (INZ) an Krankenhäusern für bedarfsegerechte 

Steuerung in die richtigen Versorgungsstrukturen
• Konkretisierung des Sicherstellungsauftrages der KVen für die Akutversorgung

Reform des Rettungsdienstes 
• Erweiterung der Kompetenzen von Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter, 

insbesondere durch Akademisierung
• Stärkung von Ersthelfer-Systemen durch Apps und Defibrillatoren im öffentl. Raum

Gründung Bundesinstitut für Prävention und Aufklärung in der Medizin (BIPAM)
• Selbstständige Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des BMG 
• Schwerpunkt auf der Vermeidung nicht übertragbarer Erkrankungen
• Stärkung der Öffentlichen Gesundheit (Public Health)   

Errichtung einer Digitalagentur
• Ausbau der gematik GmbH zu einer digitalen Gesundheitsagentur 
• Ziel: Schlanke Abstimmungsprozesse für schnellere Lösungen der Digitalisierung
• Praxisnahe Lösungen durch Einbindung der Stakeholder

Ausblick 2024 

Versorgungsgesetz I  
• Etablierung von Gesundheitskiosken, Gesundheitsregionen/Primärversorgungszentren
• Erleichterungen für die Gründung von kommunalen MVZ 
• Entbudgetierung Hausärzte
• Eingrenzung von Investorentätigkeiten bei MVZ 
• Länderbeteiligung in Zulassungsausschüssen


